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Westerau, den 18.9.2008

Presseinformation

DIE LINKE schlägt „Stormarner Armutsfonds“ vor

Die Kreistagsfraktion DIE LINKE will einen „Stormarner Armutsfonds“ einrichten. Er soll gleichermaßen aus Mitteln der Gemeinden und des Kreises gespeist werden und den von Armut betroffenen Familien im Kreis aus Notlagen helfen. Das ist der Inhalt eines Antrages, den DIE LINKE in den Sozial- und Gesundheitsausschuss des Stormarner Kreistages einreicht.

„Über Kinderarmut ist gerade in diesen Stormarner Kindertagen viel geredet worden – wir wollen handeln und konkrete Hilfe bewerkstelligen – und wenn  alle mitziehen, geht das auch!“, ist Fraktionssprecher Heiko Winckel-Rienhoff zuversichtlich, dass auch die anderen Fraktionen bereit sind, besonders gegen die Kinderarmut etwas zu tun. 

„Nach den Berechnungen des Kinderschutzbundes sind allein 9 % der Kinder im Kreis Empfänger/innen von Sozialgeld, wenn man aber die steigende Zahl der Geringverdiener, besonders der Alleinerziehenden, dazurechnet, muss man davon ausgehen, dass bereits die erschreckende Zahl von 20% der Kinder im Kreis in Armutssituationen leben“, rechnet Susanne Agne, sozialpolitische Sprecherin der LINKEN vor. 

Nach den Vorstellungen der LINKEN sollen Betroffene einen „Sozialausweis“ erhalten können, der zu vergünstigtem oder kostenlosem Eintritt in kulturelle Einrichtungen wie Kinos und Büchereien, zum Benutzen des Öffentlichen Personennahverkehrs, zum  kostenlosen Mittagessen in der Schule oder zur Mitgliedschaft in Vereinen und Verbänden, besonders Sportvereinen, berechtigt.

Über die Höhe des Fonds, über die Modalitäten der Kostenerstattungen an die Vereine oder Einrichtungen, will die LINKE mit den anderen Fraktionen und den Verwaltungen ins Gespräch kommen. Eine beispielhafte Modellrechnung zeige aber, wie es gemacht werden könnte. Winckel-Rienhoff: „Wenn alle Gemeinden ganze 10 Cents pro Gemeindeeinwohner/in in den Fonds einzahlen würden, ergäbe das bei ca. 200.000 Stormarnern schon einen Betrag von ca. 20.000 €. Der Kreis sollte mit dem gleichen Betrag einsteigen, dann sind schon 40.000 € im Topf – damit kann man doch schon einiges bewegen!“

Für die LINKE gilt weiterhin, dass die Armut besonders durch die Hartz-IV-Gesetzgebung und die Flexibilisierung auf dem Arbeitsmarkt bundespolitisch verursacht ist und dass da die Ursachen der Armut beseitigt werden müssen. „Aber da in Berlin keine Politikänderung absehbar ist, müssen wieder die Kommunen vor Ort den Menschen in ihrer Not konkret helfen“, begründet Susanne Agne die Initiative der LINKEN.

